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"ie Bundesregierung hat den Kampf der katholischen 
Kirche gegen das niedersächsische Schulgesetz zum Anlaß 
genommen, die Auseinandersetzung um Gültigkeit und 
Zweckmäßigkeit des Reichskonkordates ins Rollen zu brin- 
gen. Bei der Art, wie der militante Katholizismus den Kampf 
gegen die niedersächsische Schulgesetzgebung führte und 
führt, wird das Reichskonkordat als Mittel benutzt nicht nur 
zu einem Kampf um die niedersächsische Schule, sondern 
um den traditionell protestantischen norddeutschen Raum 
überhaupt. Landesbischof D. Lilje, Hannover, sah sich daher 
veranlaßt, zu verschiedenen Malen in aller Öffentlichkeit 
vor der Konfes sionalisierung der Politik auf Landes« und 
Bundesebene zu warnen und von einem förmlichen „strate= 
gischen Großangriff der katholischen Kirche" zu sprechen. 

Nicht minder kennzeichnend für das katholische Konkor* 
datsverständnis ist die systematische Vornahme kirchlicher 
Trauungen vor der standesamtlichen unter ausdrücklicher 



Berufung auf die sogenannte Notstandsklausel in Artikel 26 
als Vorwand, um nicht nur den § 67 des Personenstands» 
gesetzes, sondern auch die obligatorische Zivilehe überhaupt 
zu Fall zu bringen und um mit Hilfe der staatlich sanktio» 
nierten kirchlichen Trauung auch Nichtkatholiken an das 
kanonische Recht zu binden. 

Sowohl auf dem Gebiet der Schule als auch auf dem des 
Eherechtes ist die Wirkung des Reichskonkordates am fol* 
genschwersten. Darum müßte es Aufgabe des Staates sein, 
in unserem heute mehr denn je konfessionell gemischten 
Volk die Frage nach der Bindung an das Hitler=Konkordat 
allein nach den Erfordernissen wirklicher Parität und echter 
Gewissensfreiheit zu prüfen. Die evangelische Kirche würde 
in einer solchen Prüfung keine Politisierung der Konfes= 
sionen und des religiösen Bereiches überhaupt, sondern 
viel eher einen konstruktiven Beitrag zur Befriedung im 
Verhältnis der Konfessionen zueinander sehen. 
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i. Geschichtliche und systematische Vorbemerkungen 



Die Konkordatsfrage ist eine Sonderfrage des Verhältnisses 
von Staat und Kirche im allgemeinen und Staat und katholischer 
Kirche im besonderen. Sie kann daher nur in der Besinnung 
über dieses Verhältnis behandelt werden. 

Kirche und Staat waren zu verschiedenen Zeiten verschiedene 
Begriffe. Dementsprechend wechselten auch in ihrem Verhältnis 
zueinander Zeiten der einträchtigen Zusammenarbeit mit sol- 
chen der schärfsten Gegensätze und des offenen Kampfes. Sie 
konnten eine Einheit bilden, sobald entweder die Kirche oder 
der Staat alleinbestimmend waren. Das war der Fall in der 
theokratischen Herrschaftsform des Kirchenstaates oder der 
geistlichen Fürstentümer des Mittelalters auf der einen Seite 
oder in den verschiedenen Stufen europäischen Staatskirchen- 
tums der Neuzeit auf der anderen Seite. Seit jedoch die neu» 
zeitlichen Staaten nicht mehr konfessionell einheitlich waren, 
sondern verschiedene Bekenntnisse in sich vereinten, standen 
sich Staat und Kirche zwangsläufig als verschiedene Größen 
gegenüber. Auch diese Verschiedenheit konnte stufenweise sehr 
mannigfache Formen annehmen: angefangen vom System einer 
mehr oder minder liberalen Staatskirchenhoheit, die das Recht 
der Kirchen in sacris unangetastet ließ und nicht nur ihr Auf» 
sichtsrecht, sondern auch ihre Schutzpflicht gegenüber den Kir- 
chen sehr ernst nahm,, bis hin zum System der, wie etwa in 
den USA oder in Frankreich, mehr oder minder streng durch» 
geführten Trennung,, das die Kirchen nicht mehr als Körper* 
Schäften öffentlichen Rechtes, sondern nur noch des Privat« und 
Vereinsrechtes ansieht. 

Das Staatskirchentum Konstantins des Großen, in dem das 
frühe Christentum seit dem 4. Jahrhundert öffentliche Duldung 
und Anerkennung gefunden hatte, übte selbstverständlich die 
ausschließliche Gesetzgebungsgewalt des Staates auch in kirch» 
liehen Dingen aus. Es gab noch kein kanonisches Recht als 
Rechtsidee und Rechtssystem, sondern die jeweiligen Kirchen» 
behörden, seien es Bischöfe oder seien es Synoden, nahmen von 
Fall zu Fall die Rechtsgewalt des antiken Staates für sich in 
Anspruch. 

Dieses Verhältnis änderte sich im Mittelalter grundsätzlich. 
Erstens löste sich der antike Staatsgedanke in Lehenswesen und 
Genossenschaftswesen auf. An Stelle des einheitlichen Staates 
traten die Stände. Zum andern aber wandelte sich die Kirche 
zum universalen Papsttum als einer eigenständigen und einheit» 
liehen Größe. Die mittelalterliche Kirche erhob den Anspruch, 
daß ihr die Rechtssubjektivität unmittelbar von ihrem gött- 
lichen Stifter verliehen sei. Sie stellte den von Gott selbst ge» 
gebenen einheitlichen Menschheitsverband dar, in dem der 
weltlichen Gewalt lediglich der von ihr bestimmte Platz zukam. 
Das kanonische Recht wurde das allen ständischen Rechten über* 
geordnete Recht des corpus chris Hanum. 

Gestützt auf die zu diesem Zwecke erfundene Konstantinische 
Schenkung als einer konkordatsähnlichen Vereinbarung zwi« 
sehen Staat und Kirche, entwickelte Gregor VII. den Herrschafts- 
anspruch des Papsttums über das Kaisertum. Seine Behauptung, 
daß Petrus durch Jesus Christus zum Fürsten über die Reiche 
der Welt gesetzt sei, und die Zweischwerter»Theorie und das 
Sonne=Mond«Gleichnis Bonifatius' VIII. bildeten die dogmati- 
sehe Grundlage für die Herausbildung der päpstlichen potestas 



directa in temporalibus. Nach diesem Prinzip beanspruchte der 
Papst das Recht zur Nichtigkeitserklärung von staatlichen Ge- 
setzen und Regierungsakten und handelte danach. Die später 
gebotene Modifizierung der potestas directa in eine potestas 
indirecta ändert nichts an dem grundsätzlichen Anspruch der 
Uberordnung der kirchlichen Gewalt über die staatliche. Seit der 
päpstlichen Unfehlbarkeitserklärung des Jahres 1870 muß dieses 
Prinzip als für alle Zeiten gültige Lehrmeinung der Papstkirche 
angesehen werden. 

Demgegenüber sieht der von den Ideen der Aufklärung be- 
stimmte moderne Staat die Rechtssubjektivität der Kirche als 
staatlich verliehen an. Weil er für sich beansprucht, alle Fragen 
des Gemeinlebens zu ordnen, übernimmt er es auch, die recht« 
liehe Stellung der Kirche in seinem Bereich zu regeln. Er kann 
dabei der Kirche sogar so weit entgegenkommen/ daß er durch 
staatlichen Akt auch dem kirchlichen Recht bis zu einem ge- 
wissen Grade die Qualität des öffentlichen Rechtes zuerkennt 

Das verschiedene Verständnis, das Staat und Kirche von sich 
selbst und von ihrem Verhältnis zueinander haben, wird nir- 
gends so deutlich als in den verschiedenen Konkordatstheorien. 
Man unterscheidet herkömmlicherweise drei Theorien über die 
Konkordate als die bestimmten Formen der vertraglichen Re- 
gelung des Verhältnisses von Staat und Kirche: die Privilegien- 
theorie, die Legaltheorie und die Vertragstheorie. 

Nach der Privilegientheorie bestehen die Konkordate aus 
Privilegien, welche die Kirche verleiht und jederzeit wieder zu- 
rücknehmen kann. Die Legaltheorie sieht umgekehrt in den 
Konkordaten Privilegien, die der Staat verleiht und jederzeit 
wieder zurücknehmen kann. Die Vertragstheorie erklärt die 
Konkordate zu völkerrechtlichen internationalen Verträgen zwi- 
schen gleichen Partnern. Ob sie jedoch dem Sachverhalt gerecht 
wird, ist — von allen anderen Erwägungen abgesehen — schon 
deshalb fraglich, weil der Vatikan entgegen aller völkerrecht- 
lichen Gepflogenheit Konkordate als unkündbar betrachtet und 
abschließt. Auf die Frage, wer die Grenze zwischen Staat und 
Kirche zu bestimmen habe, antwortet die katholische Kirche mit 
dem Syllabus des Jahres 1864, daß es ein verwerflicher Irrtum 
sei zu glauben, der Staat dürfe diese Grenze ziehen. Diese Ant- 
wort läßt bereits erkennen, welche Konkordatstheorie der katho- 
lischen Kirche am gemäßesten ist. 

Gegenstände der Konkordate können nach katholischem 
Kirchenrecht sein: 

a) res temporales weltliche Dinge. 

z. B. Personen- und Sachenrechte; Zirkum- 
skriptionen; 

b) res spirituales = geistliche Dinge. 

z. B. liturgische Fragen; Ausübung der 
geistlichen Gewalt und der kirchlichen 
Jurisdiktion; 

c) res mixtae = gemischte Dinge, die Staat und Kirche ge- 

meinsam betreffen. 

z.B. Ehegesetzgebung; Schulgesetzgebung; 
Bestrafung von Verbrechen; überhaupt 
alle Dinge, welche für Staat und Kirche 
in gleicher Weise von Belang sind. 



3 



i. Das katholische Staatskirchenrecht als Grundlage der Konkordate 



Die heutige Auffassung der katholischen Kirche von Sinn und 
Bedeutung der Konkordate in Lehre und Praxis ist nur auf dem 
Hintergrund des katholischen Staatskirchenrechts zu verstehen. 
Was aber sagt das gültige katholische Staatskirchenrecht über 
das Wesen der Kirche und des Staates und über das Verhältnis 
dieser beiden Größen im allgemeinen und in der Form von 
Konkordaten im besonderen? 

Die Antwort auf diese Fragen geben die für alle kirchlichen 
Institute und Hochschulen verbindlichen „Institutiones Juris 
Publici Ecclesiastici" des Kurienkardinals Alaphridus Ottaviani, 
der als der Pro-Sekretär und eigentliche Leiter des HL Offiziums 
eine Schlüsselstellung der römischen Kurie innehat. Ottaviani 
ist zusammen mit Pius XII. in der Kongregation für die Aus» 
wärtigen Angelegenheiten des Vatikans groß geworden und 
leitet heute die Behörde, die für alle Fragen der Lehre und der 
Moral sowie für Bücherverbote zuständig ist. Er ist einer der 
Wächter der römischen Orthodoxie und gehört politisch zur 
Rechtsgruppe im Vatikan. 

Den Zugang zu dem Lehrbuch Ottavianis gibt ein Wort 
Leos XIII. aus der Enzyklika „Immortale Dei", mit der dieser 
bis zu Pius XII. größte Diplomat auf dem Papstthron bereits 
im Jahre 1885 das Verhältnis von Staat und Kirche klar umriß. 
Es lautet: „Gott hat die Fürsorge für das Menschengeschlecht 
auf zwei Gewalten verteilt, nämlich die kirchliche und die bür» 
gerliche, wobei die eine über die göttlichen und die andere über 
die menschlichen Dinge gesetzt ist." 

Ottaviani schreibt dazu: „Daraus folgt, daß es eine absolut 
vollkommene Sozietät (societas) nicht gibt. Es gibt jedoch zwei 
Sozietäten, die, in ihrer Art verschieden, jede in ihrem Bereich 
vollkommen sind" — nämlich Kirche und Staat. Eine Sozietät 
aber ist zu definieren als „eine Vereinigung zahlreicher Men« 
sehen zur Verfolgung desselben Zieles (Zweckes) mit gemein» 
samen Mitteln". Vier Elemente sind für jede Sozietät notwendig 
und konstitutiv: Menschen als Mitglieder; ein Einigungsband; 
ein Ziel oder Zweck; Mittel. Die Mittel müssen dem Ziele an* 
gemessen sein. Societates sunt ut fines (d. h. Sozietäten sind 
wie ihre Ziele 1). 

Aus dieser allgemeinen Definition folgert Ottaviani die Defi« 
nition der Kirche (§§ 88 ff) als einer societas perfecta mit fol» 
genden Worten: „Zusammenschluß von Menschen, die unter* 
wegs sind, vereint durch das Bekenntnis desselben christlichen 
Glaubens und durch die Gemeinschaft derselben Sakramente, 
unter der Leitung rechtmäßiger Hirten, vor allem des römischen 
Pontifex." „Diese Definition", fährt Ottaviani fort, „enthält alle 
Elemente, die die Kirche nach ihrer Beschaffenheit als eine 
societas ausweisen. Und zwar: 1. Eine Vielzahl von Menschen 
(coetus hominum), als materiales konstitutives Element; 2. Ein 
Band der Einigung, durch das die Gläubigen auf das Innigste 
verbunden werden (unitas fidei, communionis et regiminis); 
3. Als Mittel (sacramenta) werden solche angesehen, die ganz 
besondere und dem erwarteten übernatürlichen Ziele ange- 
messen sind; 4. Das Ziel ist miteingeschlossen (ewige Seligkeit,, 
die im himmlischen Vaterland von den Gläubigen zu erlangen 
ist), wenn die Kirche ein Zusammenschluß von Menschen ge» 
nannt wird, die unterwegs sind, weil damit gleichsam der Grund 
und der Zweck für die Vereinigung derselben Menschen ge- 
nannt ist." 

Auch der Staat (§§ 243 ff) verfügt über die vier Elemente der 
societas perfecta: Menschen als Glieder; ein Einigungsband; 
Mittel; das Ziel des Staates ist das irdische und vollständige 
Wohl des Menschen, so wie es einer vollkommenen Sozietät 
zukommt. Der Staat als eine societas naturalis perfecta ist zu 
definieren als „ein Zusammenschluß von zahlreichen Familien, 
vereinigt zur Erlangung des völligen Lebensunterhaltes und des 
ruhigen Genusses von Rechten", 

Dieser Zusammenschluß aber .— und damit wird der ent- 
scheidende formale Unterschied zwischen Kirche und Staat aus- 
gesprochen — „ist nicht der einzige seiner Art, so wie es bei der 
Kirche der Fall ist". Denn es gibt „zahlreiche und wohl unter- 
schiedene, dauerhafte Vereinigungen von Familien, die den 
Charakter eines coetus perfectus an sich tragen und die mit dem 
Worte Staaten benannt werden"; aber es gibt nur eine Sozietät, 



die die konstitutiven Elemente der Kirche an sich trägt. Mit 
anderen Worten: Es gibt zwar viele Staaten, aber nur die eine 
Kirche in der Gestalt der Papstkirche. 

Wie sieht nun aber das Verhältnis der beiden Größen zu* 
einander aus? Das rechte Verhältnis von Staat und Kirche 
(§§ 303 ff) besteht nach Ottaviani in der „indirekten Unter- 
ordnung des Staates unter die Kirche" (subordinatio indirecta 
Status ad ecclesiam). 

Das klingt zunächst wesentlich bescheidener und zurückhal- 
tender als der Anspruch der potestas directa, wie ihn das mittel- 
alterliche Papsttum erhoben hat. Daß jedoch die subordinatio 
indirecta in der Sache das Gleiche besagt läßt sich ohne Schwie- 
rigkeit aus der folgenden Erläuterung Ottavianis entnehmen: 
„Kirche und Staat sind zwei in ihrem jeweiligen Bereich höchste 
und unabhängige Sozietäten, überragender und hinsichtlich 
ihres Bereiches überlegener und höher ist jedoch die Kirche . . . 
Diese Wahrheit folgt aus der Betrachtung des Zieles beider 
Sozietäten: Die Kirche hat das übernatürliche Wohl der Gläu» 
bigen im Auge, da ihr Ziel der Kultus des höchsten Gottes, die 
Heiligung der Seelen und die himmlische Seligkeit der Gläu* 
bigen ist. Der Staat dagegen fördert die natürlichen Güter, d. h. 
den Schutz der Rechte, den Unterhalt des natürlichen Lebens 
und eine irgendwie geartete irdische Seligkeit. Die Kirche ver- 
folgt das überlegenere Ziel!" 

So schließt sich der Kreis, und formaler und materialer Schluß 
führen zum gleichen Ergebnis: Finis ecclesiae steht höher als 
finis Status, und das übernatürliche Wohl des Menschen steht 
höher als das natürliche. Ottaviani fährt daher nur folgerichtig 
fort: „So ist die indirekte Unterordnung der zeitlichen Gewalt 
(potestas temporalis) unter die geistliche Gewalt ein unmittel« 
barer und logischer Folgesatz aus dem juristischen Verhältnis 
der indirekten Unterordnung des zeitlichen Ziels (des Staates) 
unter das geistliche Ziel (der Kirche). Denn Sozietäten sind wie 
ihre Ziele." — „So wie das Ziel, nach dem die Kirche strebt, 
bei weitem das vornehmste ist, so ist auch ihre Gewalt die aller» 
überlegenste; und so wie der finis socialis des Staates indirekt 
dem Ziel der Kirche untergeordnet ist, so ist es auch mit seiner 
Gewalt." 

Nachdem dergestalt das Verhältnis von Staat und Kirche nach 
den sich stets gleichbleibenden kanonistischen Prinzipien des 
mittelalterlichen Papsttums definiert ist, ergeben sich als wech- 
selseitige Pflichten und Leistungen zwischen Staat und Kirche 
(§§ 30S ff): „Daß die niedrigere, d. h. abhängige Sozietät die 
höhere, d. h. überlegenere Sozietät nicht behindere; vielmehr 
daß sie der höheren helfe, soweit diese zur vollkommeneren 
Verfolgung ihres Zieles der Hilfe der anderen Sozietät bedarf. 
Aus diesen beiden Gesichtspunkten folgt die Begründung für 
die Pflichten des Staates, kraft der subordinatio indirecta." 

Hier macht Ottaviani eine Einschränkung: Das Gesagte gilt 
nur für den Staat, der aus christlichen Menschen besteht. „Denn 
für Ungläubige gibt es keine Unterordnung unter die Kirche." 
Allerdings, und damit kommt ein sehr folgenschweres und vor 
allem für das Eherecht und die Schulgesetzgebung einschnei- 
dendes Aber: Über Häretiker hat die Papstkirche dieselben 
Rechte wie über die Ihrigen (§ 323 f). „Im christlichen nicht- 
katholischen Staat", sagt Ottaviani, „sind Häretiker (d. h. alle 
evangelischen Christen) und Schismatiker (d. h. alle orthodoxen 
Christen) von vorneherein dadurch, daß sie gfetauft sind, den 
Gesetzen der Kirche unterworfen." 

Um es noch einmal zusammenzufassen: Die Hauptpflicht des 
Staates gegenüber der katholischen Kirche — und nur sie allein 
ist Kirche — besteht darin, sie nicht zu behindern, sondern ihr 
zu helfen (§ 309 f ) . „Die bürgerliche Gesetzgebung", sagt daher 
Ottaviani, „ist so einzurichten und zu gestalten, daß sie nicht 
im Widerspruch steht zur kanonischen Gesetzgebung." — „Im 
Konfliktsfalle zwischen bürgerlichem und kirchlichem Recht muß 
dieses den Vorrang haben." 

Im praktischen Sprachgebrauch der katholischen Kirche geht 
der kirchenrechtliche Begriff der subordinatio indirecta des 
Staates zur Kirche gegenwärtig mehr und mehr in den Begriff 
der Subsidiarität über. Subsidiarität bedeutet Hilfeleistung oder 
Hilfestellung. So heißt e* im Lehrschreiben der deutschen 
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Bischöfe vom Jahre 1953 über „Aufgaben und Grenzen der 
Staatsgewalt": „Den Gliedern im Staat gegenüber ist die Staats- 
tätigkeit subsidiär', d. h. ergänzend, hilfeleistend." Das Prinzip 
der Subsidiarität wurde 1931 durch Pius XI. in seiner Sozial» 
enzyklika „Quadragesimo anno" erstmals proklamiert. Wie der 
bekannte katholische Soziologe Oswald von Nell-Breuning S. J. 
erst im Oktoberheft 1955 der jesuitischen „Stimmen der Zeit" 
feststellt („Zur Sozialreform"), „gehört es zu den sozialphilo- 
sophischen ,ewigen Wahrheiten'". Und in dem genannten 
bischöflichen Lehrschreiben wird erklärt: „An diesem ehernen 
Grundsatz der Susidiarität jeder Gesellschaftstätigkeit, also 
auch des Staates, scheiden sich heute die Geister." 

An diesem Prinzip der Subsidiarität scheiden sich tatsächlich 
die Geister auch insofern, als es untrennbar verknüpft ist mit 
der katholischen Auffassung vom Naturrecht. Ohne Kenntnis 
des katholischen Maturrechts aber werden weder die katho- 
lischen Schulforderungen noch die katholische Mischehenpraxis 
verständlich. 

Das Naturrecht rechnet mit einer Summe von Rechtsnormen, 
die dem Menschen von Natur eingegeben sind. So heißt es etwa 
im „Lexikon der Pädagogik", das der Herder=Verlag in Freiburg 
herausgegeben hat (Band 3/1954): „Der Mensch vermag aus 
seinen körperlichen und geistigen Anlagen und Trieben (Selbst« 
erhaltungs», Nahrungs-, Geschlechts-, Erkenntnistrieb usw. ein- 
schließlich des Gewissenstriebes) die in ihnen vorgezeichneten 
Zwecke zu erkennen." Nun sind sich allerdings Naturrechts- 
philosophie, evangelische und katholische Theologie darin einig, 
daß es ein genau umgrenzbares Naturrecht gar nicht gibt. Ja, 
entscheidend ist gar nicht die Vielzahl konkret umschriebener 
Naturrechtsnormen, sondern allein die Instanz, die in der Lage 
ist, solche Normen umfassend, gültig und verbindlich zu defi- 
nieren. Darum heißt es auch in „Herders Sozialkatechismus", 
herausgegeben von P. E. Welty O. P. (IL S. 164) : „Wenn Offen- 
barung und kirchliches Lehramt nicht die sicheren Wege weisen, 
dann wird das Naturrecht weder unverkürzt und unverfälscht 
dargeboten noch der gottgesetzten Gesamtlebensordnung richtig 
eingegliedert." 

Mit anderen Worten, und darin liegt nun das spezifisch 
Katholische an der katholischen Naturrechtslehre: Allein das 
unfehlbare päpstliche Lehramt ist imstande und befugt,, dem 
Menschen das zu sagen, was er von Natur aus eben nicht 
wissen kann, nämlich: was Naturrecht ist und wie er sich natur- 
rechtlich richtig zu verhalten hat. Die Papstkirche ist die alleinige 
Hüterin der naturrechtlichen Wahrheit. Sie wacht über dem 
Recht der Eltern an ihren Kindern und macht katholischen Kin- 
dern den Besuch der katholischen Bekenntnisschule zur Pflicht, 
sie gibt dem Ehevertrag Sinn und Zweck, und sie bestimmt die 
dienende Funktion des Staates. Sie erklärt natur rechts widrige 
Gesetze für Nichtgesetze. 

Deshalb übt die katholische Kirche mit Hilfe des vorstaatlichen 
Naturrechtes eine solch entscheidende Wirkung auf das Staats- 
leben aus: nicht, weil sie die Priorität des Naturrechtes vor 
allem positiven Recht verficht, denn über das rechte Verhältnis 
dieser beiden Größen ist durchaus zu diskutieren; sondern weil 
sie den bereits von der antiken Philosophie entwickelten Be- 
griff des Naturrechtes gebraucht, um nicht zu sagen mißbraucht, 
um ihren totalen Herrschaftsanspruch über die Seelen wissen- 
schaftlich zu begründen. 

Alles, was über das Verhältnis von Staat und Kirche gesagt 
werden kann, wird konkret in der Gestalt der Konkordate. Sie 
sind die nach Zeit und Umständen variable Antwort auf die 
Frage, wie die subordinatio indirecta des Staates unter die 
Papstkirche in der Praxis aussieht. 

Ottaviani, und damit kehren wir zu unserem sicheren Ge- 
währsmann zurück, gibt in seinem Lehrbuch (§§ 356 ff) folgende 
Definition: Konkordate sind „Konventionen, eingegangen zwi- 
schen dem Hl. Stuhl und den höchsten Lenkern von Staaten, in 
welchen die Pflichten des Staates sowie die Vorrechte und die 
Rechte der Kirche über bestimmte Dinge zum Wohl beider 
Sozietäten definiert und durch die Feierlichkeit von Verträgen 
bekräftigt werden". 

Kann man angesichts einer solchen Definition, mit der sich 
Ottaviani zur Privilegien theorie in ihrer reinsten Form be- 
kennt, von einem Konkordat als von einem Vertrag unter 
gleichen Partnern sprechen? Noch dazu, wenn Ottaviani zur Ver- 



deutlichung fortfährt: „Der Gegenstand der Konkordate sind 
auf der einen Seite Privilegien, die von der Kirche gewährt 
werden, auf der anderen Seite aber Verpflichtungen, die vom 
Staate anerkannt oder neu übernommen werden. Ziel der Kon- 
kordate ist der Friede und die Eintracht zwischen den beiden 
Sozietäten, d. h. die Pflege der Freundschaft, die Vermeidung 
von Streitigkeiten und die Förderung sowohl des religiösen als 
auch des bürgerlichen Bereiches zum Wohl der Untertanen, sei 
es der Kirche oder sei es des Staates." 

Diese Zweckbestimmung wirkt nach der vorausgeschickten 
Definition ebenso fragwürdig wie unglaubhaft. Was aber soll 
man dazu sagen, daß Ottaviani den internationalen Vertrags- 
charakter mit seinen eigenen Worten in Frage stellt? Er tut dies 
in folgendem Satze: „Die Konkordate haben die Beschaffenheit 
eines internationalen oder intersozietären Vertrages besonderer 
Art (tractatus internationalis seu intersocialis singularis speciei), 
weil in diesen Konventionen, wie bereits gesagt,, abgesehen 
wird von der Parität der Kontrahenten (praescinditur a paritate 
contrahentium) und weil sie, ratione materiae, nach besonderen 
Normen gehandhabt werden, die in der Praxis ihre Wirkung 
zeigen, vor allem wo es um die Auslegung und Auflösung der 
Konkordate geht." 

In dieser erstaunlichen Aussage sind zwei Punkte bemerkens- 
wert: Zunächst die ausdrückliche Feststellung, daß Konkordate 
Verträge besonderer Art deshalb sind, weil in ihnen bewußt 
auf die Parität der Kontrahenten verzichtet ist. Daraus ergeben 
sich notwendiger Weise zwei weitere Fragen, nämlich: Sind 
sich die staatlichen Partner von Konkordaten, etwa unseres 
Reichskonkordates, dieses Sachverhaltes tatsächlich immer be- 
wußt? Und: Können sie den Abschluß eines solchen Vertrages 
überhaupt verantworten? 

Der zweite Punkt betrifft die offenbare Unmöglichkeit, die 
Begriffe intersocialis und internationalis, intersozietär und inter- 
national, zur Deckung zu bringen. Die von Ottaviani mit so 
viel Aufwand an scholastischem Scharfsinn aufgebauten 
Sozietätsdefinitionen versagen nach Form und Inhalt offensicht- 
lich in ihrer praktischen Anwendung auf das Völkerrecht. Damit 
aber wird zugleich, und zwar nicht nur im formalen Ansatz, 
offenbar, wie fragwürdig es ist, vom Hl. Stuhl als von einem 
völkerrechtlichen Partner zu sprechen. 

Aber die entscheidende Frage ist doch nach alledem: Was 
kann aus solchen Verträgen Gutes kommen und wie können sie 
jemals redlich gehalten werden? 

Man hat mit vollem Recht die leidvolle Geschichte der Kon- 
kordate als eine Geschichte von Diskordaten bezeichnet. Und es 
ist alles andere als frivoler Zynismus, sondern gibt leider eine 
bittere historische Warheit wieder, wenn man das lateinische 
Wortspiel geprägt hat: historia concordatorum historia dolo* 
rum ecclesiae. „Dolorum" kann nämlich als Genitiv Pluralis 
sowohl zu dolores = die Leiden und Betrübnisse als auch zu 
doli = die listigen Anschläge oder Täuschungen verstanden 
werden. Die Geschichte der Konkordate ist zweifellos sowohl 
eine Geschichte der Betrübnisse und Mißverständnisse, denen 
sich die Papstkirche mit solchen Verträgen aussetzt, als auch 
eine Geschichte der Betrübnisse und Mißverständnisse, denen 
sich die hingeben, die zu solchen Verträgen die Hand reichen. 

Einer der größten deutschen Kirchenhistoriker, Carl Mirbt 
hat im Jahre 1929 kurz vor seinem Tode im Zusammenhang mit 
dem bayrischen und dem preußischen Konkordat die denkwür- 
digen Worte gesprochen: „In den Abreden rein . praktischer 
Natur begegnen sich Konkordatspartner, die sich in diametral 
entgegengesetzten Rechts* und Staatslehren gegenüberstehen. 
Nicht nur gehen ihre Auffassungen über die Rechtsnatur der 
getätigten Vereinbarungen auseinander, die Interpretation des 
Konkordatsinhaltes unterliegt notwendig auf beiden Seiten ver- 
schiedenen Grundsätzen. Deshalb sind in allen eigentlich mo- 
dernen Staaten die Konkordate von vorneherein mit so großen 
Konfliktstoffen belastet, daß ihre Zweckmäßigkeit bezweifelt 
werden kann" (Zeitwende, München 1929, S. 481). 

Diese Frage nach der Zweckmäßigkeit aber, die Mirbt damals 
angesichts der ersten Konkordate auf deutschem Boden seit Ein- 
führung des neuen Codex Juris Canonici vom Jahre 1917 ge- 
stellt hat, kann auch heute als ein wertvoller Maßstab betrach- 
tet werden, um ein Urteil über das Reichskonkordat vom Jahre 
1933 zu gewinnen. 
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}. Der Inhalt des Reidiskonkordates 



Die westdeutsche Bundesrepublik ist von vier Konkordaten 
betroffen: den Länderkonkordaten mit Bayern vom Jahre 1924/ 
mit Preußen vom Jahre 1929 und mit Baden vom Jahre *93 2 / 
sowie dem Reichskonkordat (RK) vom 20. Juli 1933. Der Vati» 
kan betrachtet diese vier Konkordate auch nach dem Zusam» 
menbruch des Reiches im Jahre 1945 und nach dem Untergang 
des Landes Preußen als weiterbestehend und verfährt danach. 
Die Auffassung der westdeutschen Bundesländer über die Gül» 
tigkeit und Verbindlichkeit des RK ist unterschiedlich und unein* 
heitlich. Die Bundesregierung hat deshalb die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtshofes angerufen. Die Deutsche 
Demokratische Republik hält sich nicht mehr an das RK ge- 
bunden. 

Im folgenden sollen die charakteristischen Artikel des RK 
kurz behandelt werden. 

Artikel 1 (Religionsfreiheit): 
„(1) Das Deutsche Reich gewährleistet die Freiheit des Bekennt* 
nisses und der öffentlichen Ausübung der katholischen Religion. 
(2) Es anerkennt das Recht der katholischen Kirche, innerhalb 
der Grenzen des für alle geltenden Gesetzes ihre Angelegen- 
heiten selbständig zu ordnen und zu verwalten und im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit für ihre Mitglieder bindende Gesetze und 
Anordnungen zu erlassen/' 

Bereits der 1. Abschnitt dieses Einleitungsartikels stellt eine 
wesentliche Abweichung von der Weimarer Verfassung (WV) 
dar. Denn Art. 135 WV garantiert das Individualrecht der Glau* 
bensfreiheit und der ungestörten Religionsausübung. Im RK wird 
daraus unter Wechsel des Subjektes die Garantie der kirch» 
liehen Amtstätigkeit als solcher, worunter vor allem die bischöf» 
liehe Jurisdiktion nach dem Codex Juris Canonici (CJC) ver» 
standen werden kann. 

Der 2. Abschnitt des 1. Artikels stellt die Rechtsansprüche 
zweier völkerrechtlicher Subjekte, nämlich der Papstkirche und 
des Staates, auf dieselben Menschen unüberbrückbar nebenein* 
ander. Denn wie läßt sich das für alle geltende Recht mit dem 
rechtsverbindlichen Anspruch der Papstkirche auf ihre Mit* 
glieder vereinbaren? Wie weit geht die Zuständigkeit der Papst« 
kirehe und wer bestimmt ihre Grenze? Das sind alles schwer- 
wiegende Unklarheiten und Zweideutigkeiten und diese ziehen 
sich in ähnlichen Formulierungen durch das ganze RK. Alle 
seine Artikel können sowohl im Sinne des Staates als auch 
im Sinne der Kirche ausgelegt werden. Damit ist den Mißver» 
ständnissen und den Konflikten von Anfang an Tür und Tor 
geöffnet. 

Artikel 14 (Theologisches Studium) 
gibt der Kirche die Möglichkeit, daß deutsche Staatsangehörige 
ihr gesamtes theologisches Studium an einer päpstlichen Hoch» 
schule absolvieren können. Damit sanktioniert der Staat den 
innerkirchlichen Brauch, die Führungsstellen der Kirche im all» 
gemeinen und die Bischofsstühle im besonderen nur mit Geist» 
liehen zu besetzen, die als „Germaniker" die jesuitische Er» 
Ziehung der römischen Zentrale genossen haben. 

Artikel 19—25 (Die Schulartikel): 
Seit der Veröffentlichung des RK bis zum heutigen Tage stellen 
die Schulartikel den umstrittensten Teil des ganzen Vertrages 
dar. Sie sind, mit den Worten einer programmatischen Schrift, 
die die Arbeitsgemeinschaft deutscher Lehrerverbände im Okto= 
ber 1954 vorgelegt hat, „der brutale Schlußstrich unter die Aus» 
einandersetzungen um das Reichsschulgesetz ohne jede Spur 
eines demokratischen Versuches zu einer vernünftigen Lösung; 
mit ihm hat der eine Vertragspartner das Ziel erreicht, das zu 
erlangen ihm in den vorhergehenden 12 Jahren unmöglich war, 
es bedeutete eine entschiedene Absage an den im Ringen um 
den Reichsschulgesetzentwurf zum Ausdruck gekommenen 
Mehrheitswillen des Volkes" (Fischer, Schule und Reichskon» 
kordat, S. 21). 

Die WV hatte in den Artikeln 146 und 174 bestimmt: 
„Artikel 146 (1) Das öffentliche Schulwesen ist organisch aus» 
zugestalten. Auf einer für alle gemeinsamen Grundschule baut 
sich das mittlere und höhere Schulwesen auf. Für diesen Aufbau 
ist die Mannigfaltigkeit der Lebensberufe, für die Aufnahme 
eines Kindes in eine bestimmte Schule sind seine Anlage und 



Neigung, nicht die wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung 
oder das Religionsbekenntnis seiner Eltern maßgebend. 

(2) Innerhalb der Gemeinden sind indes auf Antrag von Er» 
ziehungsberechtigten Volksschulen ihres Bekenntnisses oder 
ihrer Weltanschauung einzurichten, soweit hierdurch ein ge» 
ordneter Schulbetrieb, auch im Sinne des Abs. 1, nicht beein» 
trächtigt wird. Der Wille der Erziehungsberechtigten ist mög» 
liehst zu berücksichtigen. Das Nähere bestimmt die Landesge» 
setzgebung nach den Grundsätzen eines Reichsgesetzes. 
Artikel 174. Bis zum Erlaß des in Art. 146 Abs. 2 vorgesehenen 
Reichsgesetzes bleibt es bei der bestehenden Rechtslage. Das 
Gesetz hat Gebiete des Reichs, in denen eine nach Bekenntnissen 
nicht getrennte Schule gesetzlich besteht, besonders zu berück» 
sichtigen." 

Trotz dreier ernsthafter Versuche kam in den Jahren von 1920 
bis 1933 dieses verfassungsmäßig vorgesehene Reichsschulge» 
setz nicht zustande, und zwar weil die Auffassungen in den da- 
maligen Parteien über die Notwendigkeit und die Rechtsstellung 
von Bekenntnisschulen unüberbrückbar waren. Die parlamenta- 
rischen Zustimmungen zu den Länderkonkordaten mit Preußen 
und Baden wurden nur gegeben, nachdem der Vatikan auf seine 
Schulforderungen ausdrücklich verzichtet hatte. Im RK sind diese 
nun in einem staatlicherseits kaum tragbaren Ausmaß erfüllt 
und gemäß Artikel 2 auch für den Bereich der beiden genannten 
Länder verbindlich geworden: Die katholische Bekenntnisschule 
ist zur öffentlichen Schule, und zwar in allen Schulgattungen, 
erklärt. 

Nach Artikel 22 RK dürfen „Lehrer, welche wegen ihrer Lehre 
oder sittlichen Führung vom Bischof zur weiteren Erteilung des 
Religionsunterrichts für ungeeignet erklärt worden sind, so- 
lange dies Hindernis besteht, nicht als Religionslehrer verwen- 
det werden". Diese Bestimmung vermag, wie Beispiele aus der 
jüngsten Zeit Rezeigt haben,, einem Gesinnungsdruck hinsichtlich 
politischer Überzeugung, Parteizugehörigkeit, Gattenwahl 
(Mischehe!) und religiöser Gewissensnot (z. B. über die Marien- 
dogmen) katholischer Lehrer Vorschub zu leisten. 

Artikel 23 RK bestimmt: „Die Beibehaltung und Neueinrich- 
tung katholischer Bekenntnisschulen bleibt gewährleistet. In 
allen Gemeinden, in denen Eltern oder sonstige Erziehungsbe- 
rechtigte es beantragen, werden katholische Volksschulen er- 
richtet werden, wenn die Zahl der Schüler unter gebührender 
Berücksichtigung der örtlichen schulorganisatorischen Verhält- 
nisse einen nach Maßgabe der staatlichen Vorschriften geord- 
neten Schulbetrieb durchführbar erscheinen läßt/' 

Selbst dieser folgenschwere Artikel, der mit Hilfe des katho- 
lisch verstandenen Elternrechts die Bekenntnisschule garantiert, 
stellt die Ansprüche der Papstkirche und das Recht des Staates 
unvereint und zweideutig nebeneinander. Es lest den Ländern 
und den politischen Gemeinden nach dem Subsidiaritätsprinzip 
schwere finanzielle Lasten auf und errichtet heute in einem 
geschlagenen Volk, das enges nationalstaatliches Denken über- 
winden lernen und in ein größeres europäisches Vaterland hin- 
einwachsen soll, von klein auf konfessionelle Erziehungs= und 
Gesinnungsschranken, die zwangsläufig zu einer gefährlichen 
Abschließung und Entfremdung von Mensch zu Mensch führen 
müssen. 

Artikel 24 RK lautet: „An allen katholischen Volksschulen 
werden nur solche Lehrer angestellt, die der katholischen Kirche 
angehören und Gewähr bieten, den besonderen Erfordernissen 
der katholischen Bekenntnisschule zu entsprechen. (2) Im Rah- 
men der allgemeinen Berufsausbildung der Lehrer werden Ein- 
richtungen geschaffen, die eine Ausbildung katholischer Lehrer 
entsprechend den besonderen Erfordernissen der katholischen 
Bekenntnisschule gewährleisten." 

Der 2. Abschnitt dieses Artikels stellt wiederum eine wesent- 
liche Abweichung von der WV dar. Dort heißt es in Artikel 
143 (2): „Die Lehrerbildung ist nach den Grundsätzen, die für 
die höhere Bildung allgemein gelten, einheitlich zu regeln." Das 
RK postuliert demgegenüber — und in Bayern soll diese Forde- 
rung gegenwärtig mit allen Mitteln beispielhaft durchgesetzt 
werden — den im staatlichen Bereich seither unbekannten Typ 
einer Bekenntnishochschule oder Kirchenschule für die Lehrer- 
bildung (ital. „instituti", anscheinend zu ergänzen „ecclesiastici" 
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oder gar „pontiftci"). Nach dem Subsidiaritätsprinzip bezie* 
hungsweise nach der subordinatio indirecta soll auch hier der 
Staat alle Lasten tragen, während die Papstkirche alle Rechte 
und Vorrechte der geistigen Erziehung und Führung erhält. 

Artikel 26 (Standesamtliche und kirchliche Trauung): 

„Unter Vorbehalt einer umfassenderen späteren Regelung der 
eherechtlichen Fragen besteht Einverständnis darüber, daß 
außer im Falle einer lebensgefährlichen, einen Aufschub nicht 
gestattenden Erkrankung eines Verlobten auch im Falle schwer 
ren sittlichen Notstandes, dessen Vorhandensein durch die zu- 
ständige bischöfliche Behörde bestätigt sein muß, die kirchliche 
Einsegnung der Ehe vor der Ziviltrauung vorgenommen werden 
darf. Der Pfarrer ist in solchen Fällen verpflichtet, dem Standes» 
amt unverzüglich Anzeige zu erstatten." Zu diesem Artikel gibt 
das Schlußprotokoll den definierenden Zusatz: „Ein schwerer 
sittlicher Notstand liegt vor, wenn es auf unüberwindliche oder 
nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu beseitigende Schwie- 
rigkeiten stößt, die zur Eheschließung erforderlichen Urkunden 
rechtzeitig beizubringen." 

Der Artikel kennt also nur einen Fall, in welchem ein schwe= 
rer sittlicher Notstand vorliegt. Sein Wortlaut beweist eindeutig, 
daß sich solche Geistliche und bischöfliche Behörden auch nach 
dem Konkordat strafbar machen, die eine sogenannte Onkelehe 
als einen schweren sittlichen Notstand im Sinne des Art. 26 RK 
verstehen und deshalb die kirchliche Trauung vor der Standes» 
amtlichen vornehmen. 

Ein sittlicher Notstand im Sinne einer unverschuldeten und 
anderweitig nicht zu beseitigenden Zwaneslage ist im Falle der 
kirchlichen Trauung sogenannter Onkelehen schon deswegen 
nicht geeeben, weil gerade nach katholischer Lehre und nach 
katholischem Recht die Auflösung der außerehelichen Gemein» 
schaft ohne weiteres zumutbar ist und außerdem die Standes» 
amtliche Trauung jederzeit als Lösungsmö^lichkeit offensteht. 
Deren Vorrang aber vor der kirchlichen Trauung ist auch von 
der katholischen Kirche zumindest seit dem Konkordatsabschluß 
ausdrücklich anerkannt. 

Wenn jedoch die katholische Publizistik heute immer mehr 
dazu übergeht, die standesamtliche Trauung als solche anzu» 
greifen und dem Staate nur noch das Recht zugestehen möchte, 
die vollzogene kirchliche Trauung nachträglich zu registrieren, 
so muß demgegenüber mit allem Nachdruck auf die erschrek« 
kende Rechts Verwirrung aufmerksam gemacht werden, welche 
eine Gleichstellung der kanonischen Ehegerichtsbarkeit mit 
dem staatlichen Recht hinsichtlich der bürgerlichen Wir» 
kungen nach sich ziehen muß. Niemand braucht doch die stan- 
desamtliche Trauung als eine Vergewaltigung seines Gewissens 
zu betrachten. Vielmehr „bleibt es jedem überlassen, den stan« 
desamtlichen Akt als eine Förmlichkeit anzusehen, die eben der 
Ordnung wegen sein muß, und erst durch das vor dem Geist» 
liehen abgegebene Eheversprechen sich im Gewissen gebunden 
zu erachten. Möge es im Leben eines Christen keine schwereren 
Gewissensstreite geben!" (Landgerichts direkter i. R. Paul Se» 
boldt in der Freien Demokratischen Korrespondenz, 15. 12. 55.) 

Im Zusammenhang mit dem Musterprozeß vor dem Landge= 
rieht Passau vom 5. 1. 10^6 in Sachen einer nur kirchlich ge= 
trauten sogenannten Onkelehe wurde von katholischer Seite in 
einer bisher nicht gekannten Schärfe und mit allen Mitteln die 
Einführung der fakultativen oder Wahlzivilehe gefordert, d.h. 
die Möglichkeit für die Eheschließenden, zwischen einer kirch» 
liehen Trauung mit bürgerlicher Rechtswirkung oder einer rein 
zivilen Eheschließung zu wählen*). Der ganze Prozeßverlauf 
bewies eindeutig, daß die in Rede stehende Onkelehe nur ein 
Vorwand war. Denn durch eine kirchliche Trauung mit bürger» 
lieber Rechtswirkung wäre den Onkelehen wirtschaftlich gar 
nicht geholfen, weil dann der Rentenanspruch von Rechts wegen 
genauso wegfallen würde wie nach der standesamtlichen Trau» 
ung. In Wirklichkeit ging und geht es bei diesem Prozeß und 
bei allen noch anhängigen ähnlichen Verfahren für die katho« 
lische Kirche ausschließlich darum, mit Hilfe des Art. 26 RK 
und unter Berufung auf Art. 4 GG (Garantierung der Freiheit 
des Glaubens, des religiösen Bekenntnisses und der ungestörten 
Religionsausübung) den § 67 des Personenstandsgesetzes und 
die obligatorische Zivilehe überhaupt zu Fall zu bringen. 

Deshalb erklärte der Münchener Kirchenrechtler Prof. Mors* 
dorf als Passauer Prozeßverteidiger über den seit dem 1. 1. 1876 



in Geltung befindlichen § 67 des Personenstandsgesetzes, der die 
Vornahme der standesamtlichen vor der kirchlichen Trauung zur 
Pflicht macht und eine Übertretung dieses Gesetzes unter Strafe 
stellt: „Dieser Paragraph nötigt den Gläubigen zu einer Handlung 
gegen sein Gewissen und zwingt ihn zur Heuchelei. Dadurch ist 
die Menschenwürde und zugleich die Staatsautorität in Gefahr . . . 
Die Kirche verweigert dem Staat die Kompetenz, über die Ehen 
der Christen zu befinden. Statt ja zu sagen, müßte der überzeugte 
katholische Christ vor dem Standesamt nein sagen." 

Auch die Würzburger „Deutsche Tagespost" vom 9. 1. 1956 
scheute sich nicht, in ihrem Prozeßbericht zu behaupten: „Weil 
der § 67 den Katholiken zu einer Handlung gegen sein Gewissen 
nötigt, weil der Prioritätsanspruch des Staates, diese ,Hvpothek 
aus der Kulturkampfzeit als späte Frucht der Französischen Re» 
volution', den Zugang zu einem Sakrament verlegt, verstößt er 
gegen das Grundgesetz, verletzt er das Grundrecht der unge= 
störten Religionsausübung, . . . und gefährdet damit die Würde 
des Menschen und zugleich die Autorität des Staates." 

Angesichts einer solchen Argumentation nimmt es nicht wun= 
der, daß dem Staat überhaupt grundsätzlich das Recht abge= 
sprochen wird, den Begriff des sittlichen Notstandes nach Art. 26 
RK zu definieren; es heißt nämlich in dem gleichen Bericht: „Das 
RK macht diese Nachprüfung und Beurteilung zu einem ,justiz= 
freien Hoheitsakt der Kirche', den seinerseits zu überprüfen der 
Staat nicht fähig ist." Wohl aber erheben sich nun umgekehrt 
die schwerwiegendsten Fragen: Wie sollen bei einer solchen 
einseitigen Beanspruchung des Grundgesetzes für katholische 
Interessen die Grundrechte der Menschenwürde, Gewissensfrei» 
heit und ungestörten Religionsausübung von Staats wegen für 
evangelische Christen in einer Mischehe und für solche Katho* 
liken gewahrt bleiben, die in freier Willensentscheidung, allein 
oder zusammen mit ihrer Familie, aus ihrer Kirche austreten 
und etwa zur evangelischen Kirche übertreten wollen — ja, ist 
in einer katholisch geschlossenen und vom Staate anerkannten 
Ehe ein Konfessionswechsel, und zwar ausdrücklich zusammen 
mit den Kindern, überhaupt noch möglich? Will nicht vielmehr 
die katholische Kirche mit ihrer Kampaene gegen die obligato= 
rische Zivilehe die Einklagbarkeit des kirchlichen Ehevertrages 
vor den staatlichen Gerichten erreichen? Bis jetzt sind solche 
Eheverträge, die nach dem kanonischen Recht vor der kirchli« 
chen Behörde zu schließen sind, auch in ihren Verpflichtuneen 
über die religiöse Erziehung der Kinder ohne bürgerliche Wir= 
kung. Bis jetzt ist vielmehr nach dem Reichsgesetz vom 
15. 7. 1921 die religiöse Erziehung der Kinder ausschließlich von 
der freien Einigung der Eltern abhängig, und diese Einigung 
kann jederzeit widerrufen werden. Kann aber der Staat nach 
Einführung der fakultativen Zivilehe diese freie Einigung und 
ihre jederzeitige Widerruflichkeit auch in Zukunft garantieren? 
Dürfen am Ende zwar die Eltern die Konfession wechseln, aber 
müssen die Kinder katholisch bleiben, d.h. werden sie unter 
kirchliche Zwangserziehung gestellt? Wieweit erstreckt sich 
also die Jurisdiktion der katholischen Kirche mit ihrer ganzen 
kanonistischen und moraltheoloeischen Kasuistik auf beste- 
hende, aufzulösende oder aufgelöste Ehen? Fraeen über Fragen, 
wobei der Widerstreit zwischen der Unauflösbarkeit der Ehe 
nach kanonischem Recht und der Ehescheidungspraxis des mo= 
dernen Staates nicht gerade die geringsten Probleme aufgibt. 

Artikel 33 (1) (Geltung des kanonischen Rechtes): 
„Die auf kirchliche Personen und kirchliche Dinge bezüglichen 
Materien, welche in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt 
wurden, werden für den kirchlichen Bereich dem geltenden ka» 
nonischen Recht gemäß behandelt." Die in allen Artikeln des RK 
indirekt ausgesprochene Geltung des CJC wird hier also offen 
und pauschal erhoben für alles, was nicht expressis verbis im 
Vertragstext genannt ist; das kann insbesondere — unter den 
von den Kommentatoren zum CTC gebrauchten Titeln „Geist* 
liehe Angelegenheiten" und „Pflichten der Familie" — für das 
Ehe» und Schulrecht verstanden werden. 

*) Der katholische Pfarrer Franz Xaver Neun hatte am 27. 3- *954 in der 
Wallfahrtskirche Altötting mit ausdrücklicher Erlaubnis des Generalvikars 
und Dompropstes von Passau Dr. Franz Riemer einen 631'ährigen Rentner 
und eine 5^tährige Kriegerwitwe aus seiner Gemeinde Tann in Nieder- 
bayern kirchlich getraut, ohne daß die nach § 67 PSTG vorgeschriebene 
Eheschließung vor dem Standesamt vorangegangen war. 

Generalvikar Dr. Riemer wurde in der Zeit, bis es zur Hauptverhandlung 
kam, „für besondere Verdienste um Volk und Vaterland" das Großkreuz 
des Bundesverdienstkreuzes verliehen. 
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4< Rechtliche und politische Überlegungen zum Reichskonkordat 



Der nationalsozialistische Staat hat bekanntlich rücksichtslos 
die Möglichkeiten mißbraucht, die ihm das Reichskonkordat bot 
und nach denen die Rechtsstellung der Papstkirche vom Staate 
bestimmt und von der staatlichen Gesetzgebung abhängig ist. 
Besteht jedoch heute nicht umgekehrt die Gefahr, daß das RK 
einseitig im Sinne der Papstkirche ausgelegt und zum Vorwand 
genommen wird, um das kanonische Recht über das Staatsrecht 
zu stellen? Nimmt der heutige staatliche Partner alle Gelegen* 
heiten wahr, um trotzdem das Konkordat in seinem Sinne aus» 
zuschöpfen? 

Wie berechtigt diese Fragen sind, das beweist beispielsweise 
der Kampf, den die katholische Kirche mit allen Mitteln gegen 
das parlamentarisch verabschiedete und ordnungsgemäß ver* 
kündete Schulgesetz des Bundeslandes Niedersachsen vom 14. 
September 1954 entfesselt hat. Unter Nutzung der auch noch 
im RK dem Staate verbliebenen Rechte und in Übereinstim* 
mung mit der evangelisch*luth. Landeskirche von Hannover be» 
stimmten dort Landtagsmehrheit und Landesregierung die 
christliche Gemeinschaftsschule zu der für ein konfessionell ge= 
mischtes Land gebotenen Regelschule und knüpften die Errich* 
tung von Bekenntnisschulen an bestimmte Bedingungen. Die 
Bundesregierung machte sich daraufhin die Auffassung der 
katholischen Kirche zu eigen, daß durch das niedersächsische 
Schulgesetz das RK verletzt werde und strengte deshalb beim 
Bundesverfassungsgerichtshof am 16. März 1955 eine Feststel« 
lungsklage gegen die niedersächsische Landesregierung an, ver- 
bunden mit dem Verlangen: „Das Bundesverfassungsgericht 
möge feststellen, das RK vom 20. 7. 33 ist in der Bundesrepublik 
Deutschland unverändert (!) fortgeltendes Recht." 

Kurz vor der Ablösung durch das neue Kabinett Hellwege hat 
die niedersächsische Regierung Kopf zum Antrag der Bundes» 
regierung Stellung genommen 1 ). Am 15. Juli 1955 ersuchte die 
hessische Landesregierung den Bundesverfassungsgerichtshof, 
die Klage der Bundesregierung abzuweisen; sie brachte außer* 
dem ihren Standpunkt dahingehend zum Ausdruck, daß das RK 
für das Land Hessen nicht rechtsverbindlich sei. Der Stadtstaat 
Bremen unternahm einen ähnlichen Schritt. 

In ihrer Klageschrift hält die Bundesregierung vorbehaltlos an 
der Gültigkeit des RK fest. Dasselbe tut auch der Vatikan. Er 
hat dazu auch allen Grund; denn das RK — das seinerzeit von 
der Fuldaer Bischofskonferenz mit „tiefem und herzlichem 
Dank" begrüßt und von führenden Jesuiten als ein Sieg des 
kanonischen Rechtes gefeiert wurde — ist für die katholische 
Kirche das Maximum dessen, was sie jemals erhoffen und er» 
reichen konnte. „Die Zugeständnisse an die Kirche sind so weit* 
gehend, wie sie nur noch im bayrischen Konkordat enthalten 
sind, und übertreffen in dieser Hinsicht das preußische und 
badische Konkordat in vielen Punkten. Von einer eventuellen 
künftigen Neuregelung des Verhältnisses zwischen Staat und 
Kirche kann daher eine Besserstellung der Kirche nicht erwartet 
werden" (Franz Hollos, Prämonstratenser Chorherr und Dozent 
für Völkerrecht und Kirchenrecht, in seiner Schrift: Die gegen» 
wärtige Rechtslage der katholischen Kirche in Deutschland auf 
Grund des RK und der Länderkonkordate, Würzburg 1948). 

Die katholische Kirche wird daher niemals freiwillig auf das 
RK verzichten. Sie hat es nicht einmal in der Zeit der national« 
sozialistischen Mißachtung des RK getan, weil für sie ein Part» 
ner, den man der Vertragsbrüchigkeit anklagen konnte, entschied 
den vorteilhafter war als ein konkordatsloser Zustand. Aus all 
diesen Gründen und um nicht selbst vertragsbrüchig zu werden 

*) In der Stellungnahme der niedersächsischen Landesregierung, mit der die 
Ablehnung der Klage der Bundesregierung gefordert wird, heißt es u. a.: 
„. . . In dieser Hinsicht ist hervorzuheben, daß die Länder Baden-Württem- 
berg, Hessen, Schleswig*Holstein, Hamburg, Bremen und Berlin z, T. in ihren 
Verfassungen, z. T. in ihren Schulgesetzen eine Ordnung des Schulwesens 
geschaffen haben, die vom Reichskonkordat aus in erheblich größerem Um- 
fange Bedenken unterworfen werden könnte, als das niedersächsische Schul- 
gesetz. Baden: Art. 28 der Verfassung vom 22. Mai 1947; Baden« Württemberg: 
Art. 15,16 der Verfassung vom 11. Nov. 1953; Berlin: §§ 13—18 des Schul- 
gesetzes vom 26. Juni 1948 (GVB1. S. 957); Bremen: § 1 des Gesetzes über 
das Schulwesen vom 4. April 1949 (GBl. S. 59); Hamburg: §§ 8 und 10 des 
Gesetzes über das Schulwesen vom 25. Oktober 1949 (GVB1. S. 257); Hessen: 
Art. 56—58 der Verfassung vom 11. Dezember 1946; Schleswig-Holstein: 
Art. 6 der Landessatzung in der Fassung des Gesetzes vom 20. November 
1950 (GVB1. S. 289); Württemberg-Baden: Art. 37 der Verfassung vom 
28. November 1946." 



und unwiderbringliche Vorteile aufs Spiel zu setzen — und 
wohl kaum aus politischen Gründen, die mit der deutschen Ein- 
heit oder dem Ost=WestWerhältnis zusammenhängen ■— , hält 
der Vatikan auch noch an der deutschen Bistums*Zirkumskrip« 
tion nach dem Gebietsstand des Reiches vom Jahre 1933 fest. 

Was läßt sich nun überhaupt juristisch über die Gültigkeit des 
RK aussagen 2 )? Diese Frage soll im folgenden mit Beweis» 
gründen aus dem Völkerrecht, mit innerstaatlichen Argumenten 
und unter dem Gesichtswinkel der Wiedergutmachung geprüft 
werden. 

Die völkerrechtliche Argumentation 

Vom Völkerrecht her erhebt sich die Frage/ ob sich der staatliche 
Vertragspartner des RK im Jahre 1945 nicht grundsätzlich ge- 
ändert habe; d. h. ob damals das Deutsche Reich oder nur das 
nationalsozialistische Regime untergegangen sei. 

Die westdeutsche Bundesrepublik gilt gegenwärtig als Rechts» 
nachfolger des Deutschen Reiches, und deshalb betrachtet sich 
die Bundesregierung auch als den legitimen Vertragspartner 
des Vatikans. Wie aber steht der Vatikan in solchen Fällen 
grundsätzlich zur Frage der Rechtsnachfolge? 

Der Vatikan entscheidet sich je nach Zweckmäßigkeit. Im 
Falle des französischen Konkordates vom Jahre 1801 bejahte er 
die Rechtsnachfolge für Frankreich im allgemeinen und für das 
linke Rheinufer, die Niederlande, Belgien und Elsaß=Lothringen 
im besonderen, trotz des mehrmaligen inneren und äußeren Ge« 
staltwandels des staatlichen Partners und trotz der französischen 
Trennungsgesetze vom Jahre 1905. Elsaß*Lothringen, das 1905 
zum Deutschen Reich gehörte, gilt heute noch als unter dem 
Konkordat von 1801 stehend. Im Falle des österreichischen Kon» 
kordates vom Jahre 1855 dagegen verneinte der Vatikan die 
Rechtsnachfolge, als die Nachfolgestaaten der Donaumonarchie 
in die Patronatsrechte der Habsburger eintreten wollten und als 
sich der Papstkirche die einmalige Chance bot, durch ein System 
neuer Konkordate im Donauraum dem neuen kanonischen Recht 
vom Jahre 1917 Geltung zu verschaffen. Deshalb erklärte Bene» 
dikt XV. in seiner auch für die vatikanische Konkordatstheorie 
denkwürdigen Konsistorialansprache vom 21. November 1921 : 
„Bekanntlich sind nach dem letzten furchtbaren Kriege teils 
neue Staaten entstanden, teils alte Staaten durch Erwerb von 
Provinzen gewachsen. Da liegt es auf der Hand, daß diese Staa» 
ten die Privilegien (!), die der Heilige Stuhl durch Verträge an« 
deren eingeräumt hatte, keinesfalls für sich in Anspruch neh« 
men können . . . Ferner sind einige Staaten aus dem Umschwung 
der Dinge völlig neu entstanden, so daß diese nicht als die 
gleiche juristische Person gelten können, mit der der HI. Stuhl 
ehemals verhandelt hatte. Daraus folgt zwingend, daß auch Ver- 
träge zwischen dem Hl. Stuhl und diesen Staaten, die früher be» 
standen hatten, ihre Gültigkeit verloren haben." 

*) Die katholische Publizistik verteidigt die Gültigkeit des RK vor allem mit 
dem Argument der Vertragstreue (vgl. Erklärung der Jahresversammlung der 
Katholischen Aktion des Bistums Limburg zur Konkordatsfrage, abgedruckt 
in „Fuldaer Zeitung" vom 17. 11. 55). 

„Der Bonifatiusbote" beispielsweise, Sonntagsblatt der Diözese Fulda, 
18. 12. 55, beantwortet die Frage nach der Gültigkeit des RK mit drei Gegen- 
fragen: 

1. Wie wirkt Konkordatsbruch auf den deutschen Kredit im Ausland? 
1945 habe Pius XII. zu Deutschland gestanden. „Er hatte einen Treuvertrag mit 

Deutschland, an dessen Fassung er selbst gearbeitet hatte. Er will diesen 
Vertrag halten - über Gebühr hinaus". Das Drängen auf den „Konkordats* 
brach" heute könne im Ausland nur die Wirkung haberl: „Seht ihr's? Deutsch- 
land hält sein Wort nicht!" 

2. Was ist die Wirkung nach Osten? 

Die „Konkordatsbrecher" fallen dem Papst als dem Vertragsbürgen der 
deutschen Einheit in den Arm:,,,. . . Sie nehmen selbst dem angesehensten 
Hüter der Menschenrechte den Degen aus der Hand, der unsere heiligen 
Rechte deckt. Jetzt ist die Flanke im Osten frei: Am Tag, da der Konkor- 
datsbruch Tatsache wird, haben die Konkordatsbrecher einen billigen An- 
spruch darauf, daß Warschau und Moskau ihnen ein Begrüßungstelegramm 
senden: Für Verrat am deutschen Osten." 

3. Was ist die Wirkung auf die deutschen Katholiken? 

Sie müssen glauben, daß jetzt der dritte Kulturkampf komme. „Wenn ein 
Vertrag naturgewachsenes Recht enthält . . . und wenn er keinem Anders- 
gläubigen Zwang antut, auch den Liberalisten nicht . . . kann man dann 
solches tun, ohne Treu und Glauben, auch im Lande, zutiefst zu erschüttern? 
Danach - nach dieser Frage und ihrer Beantwortung - beurteile man die 
Bedeutung des Prozesses in Karlsruhe", 



Sollte der Bundesverfassungsgerichtshof also die Gültigkeit 
des RK verneinen oder auch nur einschränken, so wird ihm der 
Vatikan die Qualifikation absprechen, über einen Völkerrecht» 
liehen Vertrag zu urteilen. Der Vatikan hat sich in der Ge= 
schichte der Konkordate noch niemals dem Urteilsspruch eines 
internationalen Gerichtshofes unterworfen und wird das bei 
einem nationalen Gerichtshof noch viel weniger tun. 

Die Wiedergutmachungs-Argumentation 

Aus dem von 1920 bis 1933 währenden parlamentarischen Kampf 
um das Reichsschulgesetz und aus der leidenschaftlichen Ausein» 
andersetzung um das preußische Konkordat in der deutschen 
Öffentlichkeit wußte der Vatikan ganz genau, daß niemals eine 
Reichstagsmehrheit für ein Reichskonkordat mit Schulartikeln 
im Stile des bayerischen Konkordates zu erreichen war. Daß es 
trotzdem so schnell und unerwartet zu einem Reichskonkordat 
kam, verdankte er ausschließlich den seit der nationalsozialisti» 
sehen Machtübernahme in Deutschland eingetretenen besonderen 
politischen Verhältnissen, auf die Art. 32 RK ausdrücklich Bezug 
nimmt. Denn dieses Konkordat ist nicht als demokratischer 
Willensakt des deutschen Volkes entstanden, sondern wurde 
dem deutschen Volke als Willkürakt seines Diktators aufge= 
zwungen, unter zweckfremden Überlegungen geschlossen und 
allem Anschein nach in der bewußten Absicht, es nicht zu halten. 
Adolf Hitler tätigte mit dem Konkordatsabschluß Vergleichs» 
weise ein Rechtsgeschäft, bei dem die Leistungen des einen Part» 
ners, nämlich die Preisgabe wichtiger kulturpolitischer Hoheits» 
rechte durch den Staat, in keinem Verhältnis stehen zu dem 
übergroßen Gewinn, den der andere Partner daraus ziehen 
kann ; solche Rechtsgeschäfte sind nach dem Bürgerlichen Gesetz» 
buch unverbindlich. 

Daher könnte die Annullierung eines solchen Vertrages als 
ein Akt der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
verstanden werden, geschehen an der deutschen Kultur« und 
Geistesgeschichte im allgemeinen und am evangelischen Volks» 
teil im besonderen; denn diesen muß es vor allem bedrücken, 
daß durch das RK gleichsam wie mit einer Blanko»Vollmacht 
der CJC zum geltenden deutschen Recht erklärt werden sollte. 

Bei der Erörterung der Gültigkeit des RK im Parlamentäre 
sehen Rat am 8. Dezember 1948 erklärte der damalige FDP» 
Abgeordnete und spätere erste Präsident des Bundesverfassungs» 
gerichtshofes Dr. Höpker» Aschoff: „Das sogenannte Reichs» 
konkordat von 1933 ist von einer Verbrecherbande abgeschlossen 
worden in der vorherigen Absicht es nicht einzuhalten. Man 
kann uns nicht zumuten, dieses Reichskonkordat im Grundgesetz 
ausdrücklich anzuerkennen. Das werden wir nie und nimmer» 
mehr tun." Und der heutige Bundespräsident Prof. Dr. Heuß 
sagte bei derselben Gelegenheit: „Ich kann die einzelnen Posi» 
tionen des Reichskonkordates in ihrer Auswirkung auf die 
Gesetzgebung noch keineswegs übersehen. Ich glaube, daß wir 
uns darüber klar sind, daß dieses Konkordat von der Reichsseite 
her durchaus dolos abgeschlossen wurde und daß es keine 
Ratifikation in irgendwelchen parlamentarischen Körperschaften 
gefunden hat. Es ist 1933 abgeschlossen worden, ohne daß sich 
der Reichstag damit hatte befassen können." 

Zum Vergleich sei auch auf das nationalsozialistische An» 
schluß»Gesetz für Österreich aus dem Jahre 1938 verwiesen. 
Obwohl dieser Anschluß in einer Proklamation der österreichi» 
sehen Bischofskonferenz, von ihrem Vorsitzenden Kardinal« 
erzbischof Innitzer sogar handschriftlich mit „Heil Hitler" unter- 
zeichnet, freudig begrüßt, obwohl er durch ein Plebiszit der 
österreichischen Bevölkerung gutgeheißen und obwohl Adolf 
Hitler — nach den bekannten Worten von Bundeskanzler 
Adenauer — nirgends begeisterter aufgenommen worden war 
als in Österreich, verwirft der Vatikan das Anschlußgesetz als 
Ausfluß eines verbrecherischen Okkupationswillens; denn auf 
diese Weise rettet er auf alle Fälle das Dollfuß-Konkordat des 
Jahres 1934 über die gefährliche völkerrechtliche Klippe hinweg, 
ob der Anschluß des 13. März 1938 als eine Annexion mit allen 
völkerrechtlichen Folgen einer solchen oder nur als eine Okku» 
pation anzusehen sei. Das Entscheidende für unseren Zusam« 
menhang ist jedoch, daß das handelnde und verantwortliche 
Subjekt des Anschlusses von 1938 derselbe „braune Unhold" 
(„Rheinischer Merkur" vom November 1955) war, mit dem der 
Vatikan 1933 das RK abgeschlossen hatte. Adolf Hitler scheint 
also vom Vatikan nur nach jeweiliger Zweckmäßigkeit zum 



Verbrecher qualifiziert zu werden, und die moralische Großmacht 
Papstkirche scheint eine Gabe aus solchen Händen als mora» 
lisch durchaus rechtmäßig erworben zu betrachten. 

Innerstaatliche Argumentation 

Es spricht hohe Wahrscheinlichkeit dafür, daß sich Adolf Hitler 
durch die Einwilligung in das RK die Stimme des Zentrums für 
das Gesetz vom 23. März 1933 erkaufte, das die katholische 
„Herder-Korrespondenz" (Oktober 1952) doch wohl mit Recht 
als „das berüchtigte Ermächtigungsgesetz" bezeichnet hat. Um= 
gekehrt aber glaubte anscheinend der Vatikan, gestützt auf das 
Konkordat, auf das Zentrum verzichten und den deutschen Katho» 
lizismus aus der Front der umstrittenen Tagespolitik auf die 
innere Linie eines völkerrechtlich gesicherten Vertrages zurück- 
nehmen zu können, der geeignet erschien, den Nationalsozialis- 
mus im Zaume zu halten. Darum gab der Vatikan Zug um Zug 
mit der nationalsozialistischen Unterschrift unter das RK den 
Befehl zur Selbstauflösung des Zentrums. Historia concorda* 
torum historia dolorum ecclesiae . . . , — die Frage, welcher Part= 
ner im Falle des RK den andern überlistet hat und wer das 
Opfer einer Täuschung wurde, wird wohl nicht mehr eindeutig 
entschieden werden können. 

Bekanntlich war die Zweidrittelmehrheit für das fragwürdige 
Ermächtigunggesetz vom 23. März 1933 nur mit Hilfe des Zen* 
trums und nur durch die Inhaftierung zahlreicher Reichstags- 
abgeordneter der Linksparteien zu erreichen. Die SPD»Abge» 
ordneten, die von ihrem Stimmrecht Gebrauch machen konnten, 
stimmten gegen das Gesetz. 

Auch dazu gibt es einen Parallelfall aus der zeitgenössischen 
österreichischen Geschichte. Dort bestand bei der Abstimmung 
im Parlament über das bereits erwähnte Dollfuß=Konkordat 
vom Mai 1934 eine ähnliche Lage. Der sozialdemokratische 
Vizekanzler Dr. Schärf beschreibt sie mit den folgenden Wor» 
ten: „Dieses Konkordat wurde genehmigt, nachdem man die 
Sozialdemokraten mit Galgen und Gefängnis aus dem Paria» 
ment entfernt hatte. Dieses Konkordat . . . hätte nie die Zu» 
Stimmung eines verfassungsmäßigen Parlaments in Österreich 
erhalten, niemals wäre eine Zweidrittelmehrheit dafür zu haben 
gewesen" (zitiert nach dem Weißbuch der österreichischen 
Bischöfe zur Österreichischen Konkordatsfrage: „Kirche und 
Staat", Wien 1954). 

Auch das RK wurde durch den Reichstag weder ausdiskutiert 
noch ratifiziert. Im Reichsgesetzblatt hieß es lediglich: „Das 
Konkordat ist ratifiziert worden". Auch zur Durchführung des 
RK hat nur die Reichsregierung ein Gesetz beschlossen, datiert 
vom 12. September X933 und gleichzeitig mit der Bekannt» 
machung der Reichsregierung über die geschehene Ratifikation 
veröffentlicht. Dieses Gesetz ermächtigte den Reichsminister 
des Inneren, „die zur Durchführung der Bestimmungen des RK 
erforderlichen Rechts« und Verwaltungsvorschriften zu erlassen". 
Solche Ausführungsgesetze sind jedoch niemals erlassen wor» 
den und das RK ist somit niemals in geltendes innerstaatliches 
Recht überführt worden. 

Gerade was die strittigen Schulartikel betrifft, so steht doch 
fest, daß der nationalsozialistische Staat keine einzige Bekennt« 
nisschule errichtet, wohl aber alle bereits bestehenden beseitigt 
hat. Selbst der Schlußartikel 34 des RK regelt nur die Ratifi- 
kation und läßt die Frage der Umsetzung in innerstaatliches 
Recht völlig offen. Zwischen dem Ratifikationsakt und dem 
Gesetzgebungsakt des Staates konnten also sogar völlig legitim 
die „für alle geltenden Gesetze" eine totale Änderung erfahren. 
Schließlich verweist auch der im Zusammenhang mit der kirch- 
lichen Eheschließung bei sittlichem Notstand bereits erwähnte 
Artikel 26 (2) des RK ausdrücklich auf eine „umfassendere 
spatere Regelung der eherechtlichen Fragen". Der bereits ge- 
nannte katholische Kirchenrechtler und Ordensmann Hollos hält 
gerade deshalb eine kirchliche Berufung auf diesen Artikel für 
unmöglich und schreibt: „Es darf aber nicht unerwähnt bleiben, 
daß für die praktische Anwendbarkeit dieser über die gesetzliche 
Regelung hinausgehenden weiteren Ausnahmebestimmung ein 
staatliches Ausführungsgesetz erforderlich wäre, das bis jetzt 
nicht erlassen wurde." 

In welchen Umfang das RK von der WV abweicht, ist bereits 
ausführlich dargelegt worden, angefangen vom Artikel 1 bis 
zu den Schulartikeln. Das RK widerspricht aber auch dem Geist 
und dem Buchstaben des Grundgesetzes der Westdeutschen Bun» 
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desrepublik vom 23. Mai 1949. Einen indirekten Beweis liefert 
bereits die „Erklärung der deutschen Bischöfe zum Grundgesetz" 
vom selben 23. Mai 1949, in der diese schärfsten Einspruch da* 
gegen erhoben, daß im Grundgesetz weder die Bekenntnisschule 
noch das katholisch verstandene Elternrecht ausdrücklich ver= 
ankert sei. Sie könnten daher das Grundgesetz «nur als ein 
vorläufiges betrachten", und „das christliche Volk werde eine 
Änderung des Grundgesetzes erstreben müssen". 

Im Gegensatz zum Artikel 23 RK bestimmt Artikel 7 (5) des 
Grundgesetzes (GG): „Eine private Volksschule ist nur zuzu* 
lassen, wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonderes päd= 
agogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von Erzie» 
hungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Be= 
kenntnis* oder Weltanschauung s schule errichtet werden soll 
und eine öffentliche Volksschule dieser Art in der Gemeinde 
nicht besteht," Mit anderen Worten: Länder und Gemeinden 
sind zwar berechtigt — und darüber sagt Art. 7 (4) GG alles 
Nähere private Schulen zuzulassen; sie sind jedoch nicht 
verpflichtet, öffentliche konfessionelle Volksschulen zu errich= 
ten. Das RK dagegen hat den Unterschied zwischen öffentlichen 
und privaten Volksschulen aufgehoben und katholische Bekennt* 
nisschulen und öffentliche Schulen gleichgestellt. 

Nach Artikel 24 RK kann die NichtVerwendbarkeit als katho» 
lischer Religionslehrer die NichtVerwendung als Lehrer über= 
haupt zur Folge haben. Das widerspricht jedoch den im GG 
verankerten Grundrechten: Art. 1: „Die Würde des Menschen 
ist unantastbar"; Art. 2: „Jeder hat das Recht auf freie Ent* 
faltung seiner Persönlichkeit"; Art. 4: „Die Freiheit des Glau* 
bens und Gewissens und die Freiheit des religiösen Bekennt* 
nisses sind unverletztlich"; Art. 7: „Kein Lehrer darf gegen 
seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu er« 
teilen." 

Die ganze Fragwürdigkeit der grundsätzlichen Weitergeltung 
des RK wird aus Artikel 123 GG ersichtlich, um den im Paria* 
mentarischen Rat seinerzeit besonders hart gerungen wurde und 
von dessen Fassung CDU und DP ihre Zustimmung zum Grund* 
gesetz überhaupt abhängig machten. Dieser Artikel lautet: „(1) 
Recht aus der Zeit vor dem Zusammentritt des Bundestages gilt 
fort solange es dem Grundgesetz nicht widerspricht. (2) Die 
vom Deutschen Reich abgeschlossenen Staatsverträge, die sich 
auf Gegenstände beziehen, für die nach diesem Grundgesetz 
die Landesgesetzgebung zuständig ist, bleiben, wenn sie nach 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen gültig sind und fortgelten, unter 
Vorbehalt aller Rechte und Einwendungen der Beteiligten in 
Kraft, bis neue Staatsverträge durch die nach diesem Grund* 



gesetz zuständigen Stellen abgeschlossen werden oder ihre Be* 
endigung auf Grund der in ihnen enthaltenen Bestimmungen 
anderweitig erfolgt." 

Daraus und aus all dem bisher Gesagten darf doch wohl ge* 
folgert werden, daß das RK tatsächlich den anerkannten allge* 
meinen Rechtsgrundsätzen und damit dem Geist des GG wider* 
spricht, weil es eben nicht einwandfrei zustandegekommen ist, 
weil es bei seinem Abschluß nicht dem Willen der Mehrheit 
entsprechen konnte und weil es keine Möglichkeit der Kündi* 
gung vorsieht. Außerdem erhebt sich erneut die Frage nach der 
Kontinuität des deutschen Vertragspartners, nun nicht nach der 
Seite des Völkerrechtes, sondern nach der des Staatsrechtes. 
Denn es ist doch offensichtlich,, daß sich die innerstaatlichen 
Verhältnisse des deutschen Partners seit dem Jahre 1945 im 
Vergleich zum Jahre 1933 grundsätzlich und einschneidend ge* 
ändert haben. Nicht nur weil die Westdeutsche Bundesrepublik 
lediglich über einen Teil des ehemaligen Deutschen Reiches 
Hoheits rechte ausüben kann, sondern auch, weil in ihr laut 
Grundgesetz alle Erziehungs», Kultur* und Kirchenfragen den 
Ländern übertragen wurden und ausschließlich Ländersache sind. 
Deshalb kennt die Bundesrepublik für diese Fragen auch keine 
den ehemaligen Reichsministeriert entsprechenden Bundes* 
ministerien. 

Vielmehr scheint Artikel 123 GG die Länder doch zu berech* 
tigen, sich nach eigenem Ermessen von den Bindungen des RK 
loszusagen, damit sie in eigner Rechtshoheit neue und damit 
eigene Staatsverträge abschließen können*). Wie weit sind also 
die heutigen Länder überhaupt an das RK gebunden bzw. zu bin* 
den, wenn der föderative Aufbau der Bundesrepublik nicht 
fiktiv sein soll? Und umgekehrt: Würde die Bindung der Län* 
der an das RK nicht einen ständigen Explosivstoff im födera* 
tiven Aufbau der Bundesrepublik darstellen? Ja, welche recht* 
liehen Handhaben stehen der Bundesregierung überhaupt zur 
Verfügung, um ihrem Konkordatswillen gegenüber den Län* 
dern Geltung zu verschaffen? 

Vielleicht ist aus all diesen Gründen der Bundesverfassungs* 
gerichtshof mit der Feststellungsklage der Bundesregierung be* 
reits überfordert. Genauso wie das Auswärtige Amt, wenn es, 
wie es im September 1952 bezüglich des Verfassungsentwurfes 
für das Bundesland Baden* Württemberg der Fall war, von der 
Apostolischen Nuntiatur in Deutschland in aller Form ersucht 
wurde, „geeignete Schritte gegenüber den zuständigen Autori= 
täten zu unternehmen, damit Artikel 15 des Entwurfes mit den 
eindeutigen Erfordernissen des Artikels 23 des RK in Einklang 
gebracht wird" . . . 



5. Reidiskonkordat und konfessionelle Parität 



Deutsche Protestanten und deutsche Katholiken leben heute auf 
dem Boden des ehemaligen Deutschen Reiches mehr denn je 
gleichsam in einer Mischehe im Großen miteinander. Wie es 
dazu kam und warum das seit 1945 in ganz besonderem Maße 
der Fall ist, das ist so allgemein bekannt, daß es nicht im ein* 
zelnen begründet zu werden braucht. Wichtig ist in unserem 
Zusammenhang allein die Frage, wie dieses Zusammenleben 
geschieht und ob ein Konkordat der katholischen Kirche mit 
dem gemeinsamen Staat dafür eine Hilfe oder ein Hemmnis 
sein kann. 

Wie in einer rechten Ehe, so vermag auch in der großen 
Mischehe, in der die beiden Konfessionen in Deutschland durch 
ein gemeinsames Schicksal zusammengeschlossen sind, echte 
Gemeinschaft nur zu bestehen, wenn sie durch wechselseitiges 
Vertrauen, durch Rücksichtnahme auf den andern, durch Achtung 
und gleiches Recht, mit anderen Worten durch wahre Parität 
und wesenhafte Toleranz getragen und bestimmt wird. 

Ohne das Vergleichsbild von der Mischehe nun pressen zu 
wollen, so vermittelt die Mischehenpraxis der katholischen 
Kirche doch sehr aufschlußreiche Erkenntnisse für das inter* 
konfessionelle Zusammenleben in unserem Volk und in unserem 
Staatsgefüge. 

Vor dem Eingehen einer Mischehe tut man gut daran, sich 
zu vergewissern, wie der andersgläubige Partner religiös er* 
zogen wurde, was er deshalb von der Ehe erwartet und wozu 



er von seiner Kirche oder Glaubensgemeinschaft in seiner prak* 
tischen Lebensführung angehalten wird. Genauso ist im Zu- 
sammenleben und in der Zusammenarbeit zwischen den Kon- 
fessionen, sei es auf kulturellem Gebiet oder sei es auf dem 
Gebiet der praktischen Politik, zu fragen: Wie denkt der Part- 
ner, dem ich mich anvertraue, wie muß er handeln, welches sind 
seine Ausgangspunkte, seine Ziele und seine Forderungen? 

Lebt ein Katholik mit einem nichtkatholischen Christen in 
Mischehe, dann unterliegt er damit von Seiten seiner Kirche 
ganz bestimmten Erwartungen, Forderungen und Verpflichtun- 
gen. Eine solche Ehe ist nach katholischem Kirchenrecht so bald 
wie möglich zugunsten der katholischen Kirche „in Ordnung 
zu bringen". Dem katholischen Partner ist die Bekehrung des 
nichtkatholischen Partners einzuschärfen, und besonders über 
den Weg der Kinder ist, gegebenenfalls auch ohne Rücksicht 
auf die etwaige Erschütterung der elterlichen Autorität, zum 
gleichen Zweck auf den nichtkatholischen Teil Einfluß zu neh- 
men. Katholische Mischehenpraxis ist stets mehr oder minder 
unverhüllte Missionspraxis. 

*) Vgl. dagegen E. Meinek in Katholische Nachrichten-Agentur (KNA), 
Schulkorrespondenz, 19. 12. 1955/ Kampf um die demokratische Freiheit: 
„Abgesehen davon, daß wir den Kulturförderalismus bejahen und ein 
Bundeskulturministerium ablehnen, muß es aber doch eine Möglichkeit 
geben, die Länder zu einer Gesetzesgebarung anzuhalten, die die Bundes- 
republik nicht hindert, ihre Gesetze zu halten. Darum geht es letzten Endes 
bei dem Prozeß, der beim Bundesverfassungsgericht angestrengt Ist." 
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Wie aber kann in der Ehe oder in anderen Formen des Zu* 
sammenlebens echte Gemeinschaft bestehen, wenn ein Partner 
den andern als Missionsobjekt zu betrachten hat? Und was ist 
von einem Vertrage wie dem RK zu halten, der eine solche 
Praxis mit Hilfe des ihm zugrundliegenden kanonischen Rech= 
tes sogar im allgemein gültigen Staatsrecht zu verankern ver= 
mag und damit die in Deutschland nun einmal im kleinen und 
im großen bestehende Mischehe von der Wurzel her gefährdet? 
Das ist doch die Situation, die das RK in Deutschland erzeugt 
hat, und zwar wahrhaftig nicht nur im Eherecht, sondern genau* 
so auf dem Schulsektor und auf allen Gebieten des kulturellen 
und öffentlichen Lebens. 

In einem rein katholischen Volk oder in einem Staat mit 
großer katholischer Mehrheit mag es hingehen, daß auch im 
20. Jahrhundert durch ein Konkordat kanonisches Recht und 
katholische Staats* und Soziallehre zur Norm und zum Inhalt 
des Staatsrechtes gemacht werden. Obwohl etwa die Verhält* 
nisse in Spanien und in Kolumbien zeigen, daß gerade in solchen 
Fällen für eine wirkliche Parität nicht mehr viel Raum ist. 

Aber in einem Staat mit konfessioneller Gleichheit oder gar 
mit einer nichtkatholischen Mehrheit geschieht durch ein Kon* 
kordat zwangsläufig eine zwieträchtliche Majorisierung durch 
eine Minderheit. Ganz abgesehen davon, daß der katholische 
Volksteil eine bevorzugte völkerrechtliche Rückendeckung und 
Garantie seines Verhältnisses zum Staate erhält die der nicht* 
katholische Volksteil nicht hat und die von ihm als schwere 
Benachteiligung empfunden werden muß. 

Zur Herstellung und Wahrung wirklicher Parität sollte viel* 
mehr in einem Staat mit konfessioneller Gleichheit oder nicht* 
katholischem Übergewicht das Verhältnis von Staat und Kirchen 
durch innerstaatliche Gesetzgebung oder noch besser durch 
förmliche innerstaatliche Kirchenverträge geregelt werden. Weil 
die innerstaatliche Gesetzgebung stets von parlamentarischen 
Mehrheiten abhängig ist und deshalb von unsicherer Dauer 
sein kann, sind langfristige, aber trotzdem zeitlich begrenzte 
Kirchenverträge sicherlich vorzuziehen. Die Alternative lautet 
also nicht: Konkordat oder Rechts* und Schutzlosigkeit, sonst 
wäre ja die evangelische Kirche mit stillschweigender Zustim* 
mung der katholischen Kirche stets recht* und schutzlos, sondern 
sie kann nur heißen: Konkordat oder Kirchen vertrag. 

Durch solche innerstaatlichen Verträge mit den Kirchen, wie 
sie in zahlreichen europäischen Ländern mit konfessionell ge* 
mischter Bevölkerung seit langem zur beiderseitigen Zufrieden* 
heit bestehen, könnten die Ehefragen und vor allem die Schul* 
fragen wahrhaft paritätisch geregelt werden. Um eine einseitige 
Bevorrechtung und um den Verdacht ein für allemal auszuschlie* 
ßen, daß das kanonische Recht gemeint ist, wenn im Namen des 
Elternrechtes kulturpolitische Forderungen erhoben werden, 
sollte um des konfessionellen Friedens willen die christliche Ge= 
meinschaftsschule zur Regel schule erklärt werden, ergänzt durch 
kirchliche Privatschulen, die dann als echte Beispielschulen im 
freien Wettbewerb der geistigen Kräfte durch Haltung, Ge* 
sinnung und Leistung befruchtend wirken und einen segens* 
reichen Einfluß ausüben. 

Der jetzige Bundesminister für Familienfragen, Dr. Würme* 
Iing, als gewiß unverdächtiger Zeuge hat seinerzeit im Paria* 
mentarischen Rat den auch für unsere Fragestellung beherzigens* 
werten Grundsatz ausgesprochen: „Keine Schicht der Bevölke* 
rung kann für sich das Recht in Anspruch nehmen, als einzige 
ihre Forderungen gegen die staatliche Gemeinschaft hundert* 



prozentig erfüllt zu bekommen." Wenn schon in Gesinnungs* 
fragen nicht nach Mehrheitsbeschlüssen verfahren werden soll 
und wenn es — nach der katholischen Argumentation im nieder* 
sächsischen Schulkampf — in Konkordatsfragen keine Majori* 
sierung geben darf, wie viel weniger darf dann durch ein Kon* 
kordat die Mehrheit durch eine Minderheit majorisiert werden. 

Denn diesseits und jenseits der Zonengrenze bekennen sich 
immerhin 41 Millionen Deutsche zur evangelischen Kirche. 
Wenn man außer dem formalen Zahlenverhältnis der Konfes* 
sionen auch noch das Verhältnis der nominellen zu den prakti* 
zierenden Katholiken bedenken wollte, dann würde sich sicher* 
lieh ergeben, daß sich bedeutend mehr katholische Namen* 
Christen gegen die Zweckmäßigkeit von Konkordaten auf deut* 
schem Boden erklären würden, als daß von evangelischen 
Namenschristen eine Befürwortung zu erwarten wäre. 

Angesichts der konfessionellen Struktur Deutschlands und 
in Berücksichtigung seiner Kirchen* und Geistesgeschichte darf 
daher wohl behauptet werden, daß Konkordate auf deutschem 
Boden nicht nur fortlaufende Quellen von Konflikten darstellen, 
sondern zwangsläufig die Grundsätze der Parität und Toleranz 
verletzen. Die Erkenntnis der Unzweckmäßigkeit, ja geradezu 
der Unmoral von Konkordaten auf deutschem Boden leistet nicht 
der Politisierung der Konfessionen Vorschub, sondern dient im 
Gegenteil der Entpolitisierung und damit der wirklichen Ent* 
Spannung des konfessionellen Verhältnisses. Sie kann dazu ver* 
helfen, daß das Zusammenleben der Kirchen ein lebendig reli* 
giöses Miteinanderleben ihrer Glieder werde. 

Wir haben im vergangenen Jahre des Augsburger Religions* 
friedens von 1555 gedacht, mit dem die unselige innere Ent- 
fremdung und das leidvolle Auseinanderleben der Konfessionen 
in Deutschland in feste Rechtsformen gebracht wurde. Vielleicht 
könnte heute gerade die saubere Bereinigung der Konkordats» 
frage zu einem Mittel werden, um den wirklichen religiösen 
Frieden in unserem Volke zu finden. 

So wie die Dinge im Augenblick liegen, muß es der evange* 
Hsche Volksteil als eine ständige Störung des konfessionellen 
Friedens und als ein offenes Unrecht empfinden, daß man aus- 
gerechnet das Mutterland der Reformation unter ein Konkordat 
stellt. Denn Martin Luther hat aus tiefer religiöser und sittlicher 
Überzeugung heraus das kanonische Recht verbrannt, und heute 
soll es in Deutschland gültiges Staatsrecht sein. Das konnte 
nur ein Mensch zulassen, der wie Adolf Hitler zum Erbe der 
Reformation kein inneres Verhältnis hatte. 

Ist es moralisch zu verantworten, das überwiegend nicht* 
katholische deutsche Volk für alle Zeiten an einen solchen Ver* 
trag zu binden, der über seinen Kopf hinweg geschlossen wurde 
und der unauflöslich sein soll? Ist es vor der deutschen Ge* 
schichte moralisch zu verantworten, daß dadurch das kulturelle 
Leben in Deutschland für alle Zukunft in einer ganz einseitigen 
Weise festgelegt wird? Das dürften doch moralische Fakten von 
einer ungleich größeren Geschichtsmächtigkeit sein als das 
Argument der Vertragstreue und damit der völkerrechtlichen 
Glaubwürdigkeit, das entscheidend für die Beibehaltung des 
Hitler*Konkordates geltend gemacht wird. Es wäre wahrhaftig 
schlecht bestellt um unsere Glaubwürdigkeit in der Gemeinschaft 
der Nationen, wenn sie allein auf einen solchen Vertrag ge* 
gründet wäre, den Adolf Hitler nach allgemeinem Urteil nur 
deswegen einging, um für seine Person international glaub* 
würdig zu werden. 



Schnftleitung 11. Verlag: Darmstadt, Roquetteweg 15, Telefon 3 755- Postscheckkonto Frankfurt am Main 148089, Stadt- und Kreissparkasse Darmstadf 
Nr. 5809. Nachdruck nur mit Quellenangabe und unter Verständigung der Schriftleitung gestattet. - Anzeigenverwaltung: Frankfurt a. M, Am Haupt- 
bahnhof 10. Druck: Roetherdruck, Darmstadt. - Bezugspreis monatlich für zwei Hefte 1,40 DM, zuzüglich Postzustellgebühr. Bestellung bei den Post- 

ämtern oder bei der Schriftleitung. 



11 



Wollen Sie wissen, was 



NIEMÖLLER 

HEINEMANN 

GRÜBER u.a. 

zur kirchlichen und zur politischen Lage 
wirkliah sagen, dann lesen Sie die 

STIMME 

DER GEMEINDE 



Herausgegeben von: Marlin Niemöller, Gustav W. Heinemann, Heinrich Grüber, Oskar 
Hammelsbedc, Hans Joachim Iwand, Erica Küppers, Ludwig Metzger, 
Herbert Modialski, Karl Gerhard Siede und Herbert Werner. 

j^L X im Monat Preis 1,40 DM monatlich, zuzügl. 0,15 DM Zustellgebühr. 

Ihre Bestellung nimmt Ihr Briefträger an und der Verlag 
„Stimme der Gemeinde ", Darmstadt, Roquetteweg 15. 

Informieren Sie sieh. 

Ohne Quellen-Information keine selbständigeUrkilsbildung. 

Die „Stimme der Gemeinde " hat sich durch die Klarheit und Unerschrockenheit 
ihres Urteils zu einer der größten evang. Zeitschriften in Deutschland entwickelt. 



Schriftleitung, Verlag und Vertrieb: Darmstadt, Roquetteweg 15 • Telefon 3755 
Anzeigen -Verwaltung: Frankfurt a. M., Am Hauptbahnhof 10 • Telefon 31204 



